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Bundesgesetz Entwurf 

über die Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/680 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten 
zum Zwecke der Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung 
von Straftaten oder der Strafvollstreckung  

(Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstands)   
vom ... 

 
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 

nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 15. September 20171, 

beschliesst:  

I 

Das Schengen-Datenschutzgesetz wird in der Fassung gemäss Anhang angenom-
men. 

II 

Die nachstehenden Erlasse werden wie folgt geändert:  
1. Bundesgesetz vom 19. Juni 19922 über den Datenschutz 

Art. 26 Abs. 3 erster Satz 

3 Der Beauftragte übt seine Funktion unabhängig aus, ohne Weisungen einer Behör-
de oder eines Dritten einzuholen oder entgegenzunehmen. … 

Art. 26a Abs. 1 und 1bis 

1 Die Amtsdauer des Beauftragten kann zwei Mal verlängert werden.  
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1bis Verfügt der Bundesrat nicht spätestens sechs Monate vor Ablauf der Amtsdauer 
aus sachlich hinreichenden Gründen die Nichtverlängerung, so verlängert sich die 
Amtsdauer stillschweigend.  
2. Strafgesetzbuch3 

 Art. 349a 

1. Schutz von 
Personendaten 

a. Rechtsgrund-
lagen 

Die zuständigen Bundesbehörden dürfen Personendaten nur bekannt 
geben, wenn dafür eine Rechtsgrundlage im Sinne von Artikel 7 des 
Schengen-Datenschutzgesetzes vom ...4 (SDSG) besteht oder wenn: 

a. die Bekanntgabe von Personendaten notwendig ist, um das 
Leben oder die körperliche Unversehrtheit der betroffenen 
Person oder eines Dritten zu schützen; 

b. die betroffene Person ihre Personendaten allgemein zugäng-
lich gemacht und die Bekanntgabe nicht ausdrücklich unter-
sagt hat. 

 Art. 349b 

b. Gleichbe-
handlung 

1 Für die Bekanntgabe von Personendaten an die zuständigen Behör-
den von Staaten, die mit der Schweiz über eines der Schengen-
Assoziierungsabkommen verbunden sind (Schengen-Staaten), dürfen 
nicht strengere Datenschutzregeln gelten als für die Bekanntgabe von 
Personendaten an schweizerische Strafbehörden. 

2 Spezialgesetze, die strengere Datenschutzregeln für die Bekanntgabe 
von Personendaten an die zuständigen ausländischen Behörden vorse-
hen, finden auf die Bekanntgabe an die zuständigen Behörden der 
Schengen-Staaten keine Anwendung. 

 Art. 349c 

c. Bekanntgabe 
von Personenda-
ten an einen 
Drittstaat oder 
an ein interna-
tionales Organ 

1 Personendaten dürfen der zuständigen Behörde eines Staates, der 
nicht über eines der Schengen-Assoziierungsabkommen mit der 
Schweiz verbunden ist (Drittstaat), oder einem internationalen Organ 
nicht bekannt gegeben werden, wenn dadurch die Persönlichkeit der 
betroffenen Person schwerwiegend gefährdet würde, namentlich weil 
ein angemessener Schutz fehlt. 

2 Ein angemessener Schutz wird gewährleistet durch: 

a. die Gesetzgebung des Drittstaates, sofern die Europäische 
Union dies in einem Beschluss festgehalten hat; 
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b. einen völkerrechtlichen Vertrag; 

c. spezifische Garantien. 

3 In Abweichung von Absatz 1 können Personendaten der zuständigen 
Behörde eines Drittstaates oder einem internationalen Organ bekannt 
gegeben werden, wenn die Bekanntgabe im Einzelfall notwendig ist: 

a. zum Schutz des Lebens oder der körperlichen Unversehrtheit 
der betroffenen Person oder eines Dritten; 

b. zur Abwehr einer unmittelbar drohenden ernsthaften Gefahr 
für die öffentliche Sicherheit eines Schengen-Staates oder ei-
nes Drittstaates; 

c. zur Verhütung, Feststellung oder Verfolgung einer Straftat, 
sofern der Bekanntgabe keine überwiegenden schutzwürdigen 
Interessen der betroffenen Person entgegenstehen. 

4 Handelt es sich bei der bekanntgebenden Behörde um eine Bundes-
behörde, so informiert sie den Eidgenössischen Datenschutz- und 
Öffentlichkeitsbeauftragten über die Bekanntgabe nach Absatz 3. 

 Art. 349d 

d. Bekanntgabe 
von Personenda-
ten aus einem 
Schengen-Staat 
an einen Dritt-
staat oder an ein 
internationales 
Organ 

1 Personendaten, die von einem Schengen-Staat übermittelt oder zur 
Verfügung gestellt wurden, können der zuständigen Behörde eines 
Drittstaates oder einem internationalen Organ nur bekannt gegeben 
werden, wenn: 

a. die Bekanntgabe zur Verhütung, Feststellung oder Verfolgung 
einer Straftat erforderlich ist; 

b. der Schengen-Staat, der die Personendaten übermittelt oder 
zur Verfügung gestellt hat, der Bekanntgabe vorgängig zuge-
stimmt hat; und 

c. die Voraussetzungen nach Artikel 349c erfüllt sind. 

2 Abweichend von Absatz 1 Buchstabe b dürfen Personendaten im 
Einzelfall bekannt gegeben werden, wenn: 

a. die vorgängige Zustimmung des Schengen-Staates nicht recht-
zeitig eingeholt werden kann; und 

b. die Bekanntgabe zur Abwehr einer unmittelbar drohenden 
ernsthaften Gefahr für die öffentliche Sicherheit eines Schen-
gen-Staates oder eines Drittstaates oder zur Wahrung der we-
sentlichen Interessen eines Schengen-Staates unerlässlich ist. 

3 Der Schengen-Staat wird unverzüglich über die Bekanntgabe nach 
Absatz 2 informiert. 
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 Art. 349e 

f. Bekanntgabe von 
Personendaten an 
einen in einem 
Drittstaat niederge-
lassenen Empfän-
ger 

1 Ist es, namentlich in Notfällen, nicht möglich, der zuständigen Be-
hörde eines Drittstaates Personendaten auf dem üblichen Weg der 
polizeilichen Zusammenarbeit bekannt zu geben, so kann die zustän-
dige Behörde sie ausnahmsweise einem in diesem Staat niedergelas-
senen Empfänger bekannt geben, sofern die folgenden Voraussetzun-
gen erfüllt sind: 

a. Die Bekanntgabe ist unentbehrlich zur Erfüllung einer gesetz-
lichen Aufgabe der Behörde, welche die Daten bekannt gibt. 

b. Der Bekanntgabe stehen keine überwiegenden schutzwürdigen 
Interessen der betroffenen Person entgegen. 

2 Die zuständige Behörde weist den Empfänger der Personendaten bei 
der Bekanntgabe darauf hin, dass er die Daten nur für die von der 
Behörde festgelegten Zwecke verwenden darf. 

3 Sie benachrichtigt die zuständige Behörde des Drittstaates unverzüg-
lich über jede Bekanntgabe von Personendaten, sofern sie dies als 
zweckmässig erachtet. 

4 Handelt es sich bei der zuständigen Behörde um eine Bundesbehör-
de, so informiert sie den Beauftragten unverzüglich über jede Be-
kanntgabe nach Absatz 1. 

5 Sie dokumentiert jede Bekanntgabe von Personendaten. Der Bundes-
rat regelt die Einzelheiten. 

 Art. 355f und 355g 

Aufgehoben  
III 

1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum. 

2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten. 
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Anhang 
(Ziff. I) 

Bundesgesetz 
über den Datenschutz im Rahmen der Anwendung 
des Schengen-Besitzstands in Strafsachen 

(Schengen-Datenschutzgesetz, SDSG)  
vom ... 

 

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,  

gestützt auf die Artikel 54 Absatz 1, 123 und 173 Absatz 2 der Bundesverfassung5, 
in Ausführung der Richtlinie (EU) 2016/6806, 
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 15. September 20177, 

beschliesst:  
1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen  

Art. 1 Gegenstand  

1 Dieses Gesetz regelt die Bearbeitung von Personendaten durch Bundesorgane zum 
Zweck der Verhütung, Aufklärung oder Verfolgung von Straftaten oder der Straf-
vollstreckung, einschliesslich des Schutzes vor und der Abwehr von Gefahren für 
die öffentliche Sicherheit:  

a. im Rahmen der Anwendung des Schengen-Besitzstands;  

b. im Rahmen der Anwendung internationaler Verträge, die mit der Europäi-
schen Union oder mit Staaten, die mit der Schweiz über eines der Schengen- 
Assoziierungsabkommen verbunden sind (Schengen-Staaten), abgeschlossen 
worden sind und die bezüglich des Datenschutzes auf die Richtlinie (EU) 
2016/680 verweisen.  

2 Die Schengen-Assoziierungsabkommen sind im Anhang aufgeführt. 

  

5 SR 101 
6 Richtlinie (EU) 2016/680 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 

zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch 
die zuständigen Behörden zum Zwecke der Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder 
Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung sowie zum freien Datenverkehr 
und zur Aufhebung des Rahmenbeschlusses 2008/977/JI des Rates, Fassung gemäss ABl. 
L 119 vom 4.5.2016, S. 89. 

7 BBl 2017 6941 
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Art. 2 Verhältnis zu anderen Erlassen  

1 Dieses Gesetz gilt nicht für die Rechte der betroffenen Personen in hängigen 
Verfahren vor den eidgenössischen Gerichten und in hängigen Verfahren nach der 
Strafprozessordnung8 oder nach dem Rechtshilfegesetz vom 20. März 19819; diese 
werden durch das anwendbare Verfahrensrecht geregelt.  

2 Soweit in diesem Gesetz keine besonderen Vorschriften bestehen, ist das Bundes-
gesetz vom 19. Juni 199210 über den Datenschutz (DSG) anwendbar; die Anwend-
barkeit anderer Bundesgesetze bleibt vorbehalten.  

Art. 3 Begriffe  

1 In diesem Gesetz bedeuten:  

a. Profiling: jede Art der automatisierten Bearbeitung von Personendaten, die 
darin besteht, dass diese Daten verwendet werden, um bestimmte per-
sönliche Aspekte, die sich auf eine natürliche Person beziehen, zu bewerten, 
insbesondere um Aspekte bezüglich Arbeitsleistung, wirtschaftlicher Lage, 
Gesundheit, persönlicher Vorlieben, Interessen, Zuverlässigkeit, Verhalten, 
Aufenthaltsort oder Ortswechsel dieser natürlichen Person zu analysieren 
oder vorherzusagen;  

b. Verletzung der Datensicherheit: jede Verletzung der Sicherheit, die unge-
achtet der Absicht oder der Widerrechtlichkeit dazu führt, dass Personenda-
ten verloren gehen, gelöscht, vernichtet oder verändert werden oder Unbe-
fugten offengelegt oder zugänglich gemacht werden; 

c. automatisierte Einzelentscheidung: jede Entscheidung, die ausschliesslich 
auf einer automatisierten Bearbeitung, einschliesslich Profiling, beruht und 
die für die betroffene Person mit einer Rechtsfolge verbunden ist oder sie 
erheblich beeinträchtigt; 

d. Auftragsbearbeiter: private Person oder Bundesorgan, die oder das im Auf-
trag des verantwortlichen Bundesorgans Personendaten bearbeitet. 

2 Im Übrigen finden die Begriffe nach Artikel 3 DSG11 Anwendung. 

Art. 4 Grundsätze 

1 Personendaten müssen rechtmässig bearbeitet werden. 

2 Die Bearbeitung muss nach Treu und Glauben erfolgen und verhältnismässig sein.  

3 Personendaten dürfen nur zu einem bestimmten und für die betroffene Person 
erkennbaren Zweck beschafft werden; sie dürfen nur so bearbeitet werden, dass es 
mit diesem Zweck vereinbar ist.  

  

8 SR 312.0 
9 SR 351.1 
10 SR 235.1 
11 SR 235.1 
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4 Sie werden vernichtet oder anonymisiert, sobald sie zum Zweck der Bearbeitung 
nicht mehr erforderlich sind.  

Art. 5 Bekanntgabe von Personendaten ins Ausland  

1 Für die Bekanntgabe von Personendaten an die zuständigen Behörden von Schen-
gen-Staaten dürfen nicht strengere Datenschutzregeln gelten als für die Bekanntgabe 
von Personendaten an schweizerische Strafbehörden.  

2 Die Bekanntgabe von Personendaten an einen Drittstaat oder an ein internationales 
Organ wird durch die Spezialbestimmungen des anwendbaren Bundesrechts gere-
gelt.  

Art. 6 Datenschutzverantwortliche oder -verantwortlicher  

1 Die Bundesorgane ernennen eine Datenschutzverantwortliche oder einen Daten-
schutzverantwortlichen. Sie können eine gemeinsame Datenschutzverantwortliche 
oder einen gemeinsamen Datenschutzverantwortlichen bezeichnen. 

2 Die oder der Datenschutzverantwortliche muss folgende Voraussetzungen erfüllen: 

a. Sie oder er verfügt über die erforderlichen Fachkenntnisse. 

b. Sie oder er übt keine Tätigkeiten aus, die mit ihren oder seinen Aufgaben als 
Datenschutzverantwortliche oder Datenschutzverantwortlicher unvereinbar 
sind.  

2. Abschnitt: Rechte der betroffenen Personen 

Art. 7 Auskunftsrecht 

1 Das Auskunftsrecht der betroffenen Person richtet sich nach Artikel 8 DSG12. 
Darüber hinaus teilt das Bundesorgan der betroffenen Person mit: 

a. diejenigen Informationen, die für die betroffene Person erforderlich sind, 
damit sie ihre Rechte nach dem vorliegenden Gesetz geltend machen kann; 

b. die Aufbewahrungsdauer der Personendaten oder, falls dies nicht möglich 
ist, die Kriterien zur Festlegung dieser Dauer. 

2 Die Spezialbestimmungen in anderen Bundesgesetzen bleiben vorbehalten. 

Art. 8 Weitere Ansprüche und Verfahren 

1 Wer ein schutzwürdiges Interesse hat, kann vom verantwortlichen Bundesorgan 
verlangen, dass es: 

a. die widerrechtliche Bearbeitung unterlässt; 

  

12 SR 235.1 
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b. die Folgen einer widerrechtlichen Bearbeitung beseitigt;  

c. die Widerrechtlichkeit der Bearbeitung feststellt.  

2 Die Gesuchstellerin oder der Gesuchsteller kann insbesondere verlangen, dass das 
Bundesorgan:  

a. die betreffenden Personendaten berichtigt, löscht oder vernichtet;  

b. seinen Entscheid, namentlich über die Berichtigung, Löschung oder Ver-
nichtung, die Sperrung der Bekanntgabe nach Artikel 20 DSG13 oder den 
Bestreitungsvermerk nach Absatz 4 veröffentlicht oder Dritten mitteilt.  

3 Kann weder die Richtigkeit noch die Unrichtigkeit der Personendaten festgestellt 
werden, so bringt das Bundesorgan bei den Daten einen Bestreitungsvermerk an.  

4 Das Verfahren richtet sich nach dem Verwaltungsverfahrensgesetz vom 20. De-
zember 196814 (VwVG). Die Ausnahmen nach den Artikeln 2 und 3 VwVG gelten 
nicht.   
3. Abschnitt: Aufsicht 

Art. 9 Untersuchung 

1 Der Eidgenössische Datenschutz- und Öffentlichkeitsbeauftragter (Beauftragter) 
eröffnet von Amtes wegen oder auf Anzeige hin eine Untersuchung gegen das 
Bundesorgan oder den Auftragsbearbeiter, wenn Anzeichen bestehen, dass eine 
Datenbearbeitung gegen die Datenschutzvorschriften verstossen könnte.  

2 Er kann von der Eröffnung einer Untersuchung absehen, wenn die Verletzung der 
Datenschutzvorschriften von geringfügiger Bedeutung ist.  

3 Das Bundesorgan oder der Auftragsbearbeiter erteilt dem Beauftragten alle Aus-
künfte und stellt ihm alle Unterlagen zur Verfügung, die für die Untersuchung 
notwendig sind. Das Auskunftsverweigerungsrecht richtet sich nach den Artikeln 16 
und 17 VwVG15.  

4 Hat die betroffene Person Anzeige erstattet, so informiert der Beauftragte sie über 
die gestützt darauf unternommenen Schritte und das Ergebnis einer allfälligen 
Untersuchung.  

  

13 SR 235.1 
14 SR 172.021 
15 SR 172.021 
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Anhang 
(Art. 1 Abs. 2) 

Schengen-Assoziierungsabkommen 

Die Schengen-Assoziierungsabkommen umfassen: 

a.  Abkommen vom 26. Oktober 200416 zwischen der Schweizerischen Eidgenos-
senschaft, der Europäischen Union und der Europäischen Gemeinschaft über 
die Assoziierung dieses Staates bei der Umsetzung, Anwendung und Entwick-
lung des Schengen-Besitzstands;  

b.  Abkommen vom 26. Oktober 200417 in Form eines Briefwechsels zwischen 
dem Rat der Europäischen Union und der Schweizerischen Eidgenossen-schaft 
über die Ausschüsse, die die Europäische Kommission bei der Ausübung ihrer 
Durchführungsbefugnisse unterstützen;  

c.  Vereinbarung vom 22. September 201118 zwischen der Europäischen Union 
sowie der Republik Island, dem Fürstentum Liechtenstein, dem Königreich 
Norwegen und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über die Beteiligung 
dieser Staaten an der Arbeit der Ausschüsse, die die Europäische Kommission 
bei der Ausübung ihrer Durchführungsbefugnisse in Bezug auf die Umset-
zung, Anwendung und Entwicklung des Schengen-Besitzstands unterstützen;  

d.  Übereinkommen vom 17. Dezember 200419 zwischen der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft, der Republik Island und dem Königreich Norwegen über 
die Umsetzung, Anwendung und Entwicklung des Schengen-Besitzstands und 
über die Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des zuständigen Staates für 
die Prüfung eines in der Schweiz, in Island oder in Norwegen gestellten Asyl-
antrags;  

e.  Abkommen vom 28. April 200520 zwischen der Schweizerischen Eidgenos-
senschaft und dem Königreich Dänemark über die Umsetzung, Anwendung 
und Entwicklung derjenigen Teile des Schengen-Besitzstands, die auf Be-
stimmungen des Titels IV des Vertrags zur Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft basieren;  

f.  Protokoll vom 28. Februar 200821 zwischen der Schweizerischen Eidgenos-
senschaft, der Europäischen Union, der Europäischen Gemeinschaft und dem 
Fürstentum Liechtenstein über den Beitritt des Fürstentums Liechtenstein zum 
Abkommen zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft, der Europäi-
schen Union und der Europäischen Gemeinschaft über die Assoziierung der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft bei der Umsetzung, Anwendung und 
Entwicklung des Schengen-Besitzstands. 

  

16 SR 0.362.31 
17 SR 0.362.1 
18 SR 0.362.11 
19 SR 0.362.32 
20 SR 0.362.33 
21 SR 0.362.311 


